
 

  

S 2 AL 1345/04

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 8
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze § 37b SGB III findet auf

Arbeitsverhältnisse, die auf weniger als
drei Monate befristet sind, keine
Anwendung.
Die Revision wurde zugelassen.

Normenkette §§ 37b, 140 SGB III

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 AL 1345/04
Datum 26.07.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 AL 4344/04
Datum 18.02.2005

3. Instanz

Datum -

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 26. Juli
2004 wird mit der MaÃ�gabe zurÃ¼ckgewiesen, dass die Beklagte unter
AbÃ¤nderung der Bescheide vom 19. Januar 2004 und 1. April 2004 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 21. April 2004 verurteilt wird, dem KlÃ¤ger
Arbeitslosenhilfe ohne Minderung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des
Berufungsverfahrens zu erstatten.

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Der am geborene KlÃ¤ger wendet sich gegen die Minderung von Arbeitslosenhilfe
(Alhi) wegen verspÃ¤teter Meldung als arbeitsuchend.
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Der KlÃ¤ger bezog vom Arbeitsamt U. (AA) mit Unterbrechungen wegen
Arbeitsaufnahme bis zur AnspruchserschÃ¶pfung am 06.03.2003 Arbeitslosengeld
zuletzt in HÃ¶he von 31,90 EUR tÃ¤glich (Bemessungsentgelt 655 EUR,
Leistungsgruppe A/0, Leistungstabelle 2003). Ab 07.03.2003 bezog er Alhi in HÃ¶he
von tÃ¤glich 22,56 EUR (Ende des Bewilligungsabschnittes 06.03.2004).

Am 23.10.2003 nahm der KlÃ¤ger eine Arbeit auf. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis war schon
bei Abschluss des Arbeitsvertrages bis 19.12.2003 befristet. Der Arbeitgeber
informierte den KlÃ¤ger nicht Ã¼ber die Pflicht zur unverzÃ¼glichen Meldung beim
AA; diese Verpflichtung war dem KlÃ¤ger auch nicht bekannt. Bei einer
persÃ¶nlichen Vorsprache am 28.11.2003 auf dem AA teilte der KlÃ¤ger nur mit,
dass er am 23.10.2003 eine Arbeit aufgenommen hat, machte aber keine Angaben
Ã¼ber die Befristung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses und gab auch nicht an, eine Arbeit
zu suchen. Erst am 23.12.2003 meldete sich der KlÃ¤ger beim AA erneut arbeitslos
und beantragte Alhi. Bei der Antragstellung gab er an, ab 05.01.2004 Wehrdienst in
der Bundeswehr zu leisten.

Mit Schreiben vom 08.01.2004 teilte das AA dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst mit, er sei
seiner Verpflichtung, sich unverzÃ¼glich beim AA arbeitsuchend zu melden, 54
Tage zu spÃ¤t nachgekommen. Der Anspruch auf Leistung mindere sich daher um
insgesamt 1.050,- EUR (tÃ¤glich 35 EUR fÃ¼r lÃ¤ngstens 30 Tage). Mit Bescheid
vom 19.01.2004 bewilligte das AA dem KlÃ¤ger dann vom 23.12.2003 bis zum
04.01.2004 Alhi in HÃ¶he von tÃ¤glich 22,56 EUR (Bemessungsentgelt 480 EUR,
Leistungsgruppe A/0, Leistungstabelle 2003) abzÃ¼glich einer tÃ¤glichen
Minderungsrate in HÃ¶he von 11,28 EUR. Da der KlÃ¤ger aber bereits vom
01.01.2004 (und nicht erst ab 04.01.2004) bis 05.02.2004 Grundwehrdienst leistete,
aus dem er wegen einer zwingenden Wehrdienstausnahme vorzeitig entlassen
wurde, forderte das AA vom KlÃ¤ger mit Bescheid vom 30.03.2004 fÃ¼r den
Zeitraum vom 01.01.2004 bis 04.01.2004 erbrachte Leistungen in HÃ¶he von 46,12
EUR zurÃ¼ck.

Am 09.02.2004 meldete sich der KlÃ¤ger beim AA wiederum arbeitslos und
beantragte Alhi. Mit Bescheid vom 01.04.2004 bewilligte das AA dem KlÃ¤ger Alhi
ab 09.02.2004 in HÃ¶he von tÃ¤glich 23,05 (Bemessungsentgelt 480 EUR,
Leistungsgruppe A/0, Leistungstabelle 2004) abzÃ¼glich einer tÃ¤glichen
Minderungsrate in HÃ¶he von 11,52 EUR weiter (Ende des Bewilligungsabschnittes
31.12.2004).

Am 05.04.2004 erhob der KlÃ¤ger gegen das Schreiben des AA vom 08.01.2004
Widerspruch mit dem Antrag, von der Minderung abzusehen. Er trug vor, er habe im
Jahr 2004 wegen seines Wehrdienstes keine Bescheide erhalten. Er habe nicht
gewusst, dass er sich gleich bei Abschluss des Arbeitsvertrages wieder hÃ¤tte
arbeitsuchend melden mÃ¼ssen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 21.04.2004 wies die Widerspruchsstelle des AA den
Widerspruch des KlÃ¤gers gegen den Bescheid vom 19.01.2004 in Verbindung mit
dem Schreiben vom 08.01.2004 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der Widerspruch sei
zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Zwischen dem Abschluss des befristeten
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Arbeitsvertrages am 23.10.2003 und dem Ende am 19.12.2003 liege eine Zeitraum
von nicht mehr als drei Monaten vor. In diesem Falle sei die Meldepflicht mit dem
Abschluss des Arbeitsvertrages am 23.10.2003 entstanden. Der KlÃ¤ger habe sich
nicht unverzÃ¼glich, sondern erst am 23.12.2003 beim AA persÃ¶nlich gemeldet.
Die Minderung betrage je VerspÃ¤tungstag 35 EUR bei maximal 30 Tagen,
insgesamt 1.050,- EUR, die auf die zustehende Leistung anzurechnen sei.

Ab 29.04.2004 wurde die Alhi wieder ohne Minderung gezahlt (Bescheid vom
29.04.2004).

Am 10.05.2004 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Ulm (SG) erhoben und sich
zur BegrÃ¼ndung der Klage auf sein bisheriges Vorbringen berufen. Die Beklagte ist
der Klage entgegen getreten. Mit Urteil vom 26.07.2004 hat das SG den Bescheid
vom 19.01.2004 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 21.04.2004
abgeÃ¤ndert und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger Alhi ohne Minderung zu
gewÃ¤hren; auf die EntscheidungsgrÃ¼nde wird verwiesen.

Gegen das ihr am 13.09.2004 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 24.09.2004
Berufung eingelegt. Sie hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, bei ArbeitsvertrÃ¤gen,
bei denen zwischen dem Abschluss und dem vereinbarten Ende der Befristung
weniger als 3 Monate liegen, sei die Meldung spÃ¤testens mit Abschluss des
Vertrages vorzunehmen. Eine andere Interpretation sei nach den
Gesetzesmaterialien nicht angezeigt und widerspreche dem Sinn und Zweck der
Regelung. Bei befristeten ArbeitsvertrÃ¤gen solle die unverzÃ¼gliche Meldung nicht
frÃ¼her als 3 Monate vor dessen Beendigung zu erfolgen. Mehr habe der
Gesetzgeber nicht regeln wollen. AbhÃ¤ngig von der Dauer des befristeten
Arbeitsvertrages kÃ¶nne der Beginn der Meldepflicht zwar spÃ¤ter, nie aber
frÃ¼her als 3 Monate vor Beendigung des Vertrages eintreten. Die angefochtene
Entscheidung habe den gesetzlichen Regelungen entsprochen. Der KlÃ¤ger sei
verpflichtet gewesen, sich unverzÃ¼glich nach Kenntnis des
Beendigungszeitraumes der befristeten BeschÃ¤ftigung zu melden.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Ulm vom 26. Juli 2004 aufzuheben und die Klage
abzuweisen, hilfsweise die Revision zuzulassen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend.

Wegen Einzelheiten des Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteiligten wird auf
die Senatsakte, die Akte des SG und ein Band Akten der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig (Â§Â§
143, 144 Abs. 1, 151 SGG), jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die angefochtene
Entscheidung des SG ist zutreffend. Zu Unrecht hat die Beklagte beim KlÃ¤ger eine
Minderung der Alhi verfÃ¼gt. Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide der Beklagten
sind insoweit rechtswidrig und verletzen den KlÃ¤ger in seinen Rechten.

Gegenstand des Verfahrens ist auch der Bescheid des Beklagten vom 01.04.2004,
mit dem dem KlÃ¤ger geminderte Alhi weiterbewilligt wurde. Der Widerspruch des
KlÃ¤gers vom 05.04.2004 richtete sich gegen die Minderung des
Leistungsanspruches insgesamt. Damit erfasste der Widerspruch des KlÃ¤gers auch
den â�� im Anschluss an den Wehrdienst des KlÃ¤gers â�� ergangenen
Weiterbewilligungsbescheid von Alhi vom 01.04.2004. HierÃ¼ber hat das SG mit
seinem angefochtenen Urteil "inzident" entschieden, wie sich aus den
EntscheidungsgrÃ¼nden ergibt. Denn das SG hat einen Anspruch des KlÃ¤ger auf
Alhi ohne Minderung bejaht, ohne dies auf den Zeitraum des
Bewilligungsbescheides vom 19.01.2004 zu beschrÃ¤nken. Gegenstand des
Rechtsstreits ist aber nur die Frage der Minderung des Alhi-Anspruchs, nicht dessen
Dauer. Der KlÃ¤ger hat keine Einwendungen gegen die RÃ¼ckforderung von Alhi
fÃ¼r die Zeit vom 01.01. bis 04.01.2004 erhoben. FÃ¼r diese Zeit stand ihm ein
solcher Anspruch im Ã�brigen auch nicht zu. Im hier noch streitigen Zeitraum vom
23.12. bis 31.12. 2003 und vom 09.02.2004 bis 28.04.2004 hatte der KlÃ¤ger
Anspruch ungeminderte Alhi.

Der KlÃ¤ger erfÃ¼llte alle Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r den Bezug von Alhi, was
zwischen den Beteiligten unstreitig ist. Auch die HÃ¶he der von der Beklagten
berechneten Alhi ist zutreffend festgesetzt worden. Eine Minderung des Anspruchs
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 37b, 140 SGB III ist jedoch zu Unrecht erfolgt.

Nach Â§ 37b SGB III (eingefÃ¼gt mit Wirkung zum 1. Juli 2003 durch das Erste
Gesetz fÃ¼r moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002
â�� BGBl. I Seite 4607 -) sind Personen, deren PflichtversicherungsverhÃ¤ltnis
endet, verpflichtet, sich unverzÃ¼glich nach Kenntnis des Beendigungszeitpunkts
persÃ¶nlich bei der Agentur fÃ¼r Arbeit (frÃ¼her Arbeitsamt) arbeitsuchend zu
melden. Im Falle eines befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnisses hat die Meldung jedoch
frÃ¼hestens drei Monate vor dessen Beendigung zu erfolgen. Die Pflicht zur
Meldung besteht unabhÃ¤ngig davon, ob der Fortbestand des Arbeits- oder
AusbildungsverhÃ¤ltnisses gerichtlich geltend gemacht wird. Die Pflicht zur Meldung
gilt nicht bei einem betrieblichen AusbildungsverhÃ¤ltnis.

Hat sich der Arbeitslose entgegen Â§ 37 b SGB III nicht unverzÃ¼glich
arbeitsuchend gemeldet, so mindert sich gem. Â§ 140 SGB III (ebenfalls eingefÃ¼gt
mit Wirkung zum 1. Juli 2003 durch das Erste Gesetz fÃ¼r moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom 23. Dezember 2002) das Arbeitslosengeld,
das dem Arbeitslosen aufgrund des Anspruchs zusteht, der nach der
Pflichtverletzung entstanden ist. Die Minderung betrÃ¤gt gemÃ¤Ã� Satz 2 dieser
Vorschrift â�� bei einem Bemessungsentgelt bis zu 400,00 EUR 7,00 â�� bei einem
Bemessungsentgelt bis zu 700,00 EUR 35,00 und â�� bei einem Bemessungsentgelt
Ã¼ber 700,00 EUR 50,00 EUR fÃ¼r jeden Tag der verspÃ¤teten Meldung. Die
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Minderung ist gemÃ¤Ã� Satz 3 auf den Betrag begrenzt, der sich bei einer
VerspÃ¤tung von 30 Tagen errechnet. Die Minderung erfolgt gemÃ¤Ã� Satz 4,
indem der Minderungsbetrag, der sich nach den SÃ¤tzen 2 und 3 ergibt, auf das
halbe Arbeitslosengeld angerechnet wird.

Ob diese Regelungen auch fÃ¼r AnsprÃ¼che auf Alhi gemÃ¤Ã� Â§ 140 SGB III
i.V.m. Â§ 198 Satz 1 SGB III entsprechend gelten, wenn â�� wie beim KlÃ¤ger â��
Alhi nach einer ZwischenbeschÃ¤ftigung mit einem neuen Bewilligungsabschnitt
weiterbewilligt wird, oder ob der Anwendung dieser Vorschriften von vornherein
entgegensteht, dass Â§ 140 SGB III nach seinem Wortlaut nur LeistungsansprÃ¼che
erfasst, die nach der Verletzung der Meldepflicht entstanden sind, was im Fall des
KlÃ¤gers, der vor dem Inkrafttreten der genannten Vorschriften seit 07.03.2003
Anschlussarbeitslosenhilfe bezieht, zu verneinen sein kÃ¶nnte, kann vorliegend
offen bleiben. Denn selbst wenn von der Anwendbarkeit der Vorschriften
ausgegangen wÃ¼rde, erweist sich die Berufung der Beklagten als nicht
begrÃ¼ndet.

Der KlÃ¤ger gehÃ¶rt bereits nicht zu dem Personenkreis, der durch die genannten
Vorschriften betroffen ist. Zwar schloss er nach dem Inkrafttreten dieser
Vorschriften am 23.10.2003 einen bis 19.12.2003 befristeten Arbeitsvertrag, doch
findet Â§ 37 b SGB III auf ArbeitsverhÃ¤ltnisse, die auf weniger als drei Monate
befristet sind, keine Anwendung. Dies folgt aus Â§ 37b Satz 2 SGB III, der im Falle
eines befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnissen eine Meldung "frÃ¼hestens drei Monate vor
dessen Beendigung" vorschreibt. Diese Pflicht kann bei ArbeitsverhÃ¤ltnissen, die
auf weniger als drei Monate befristet sind, nicht eingehalten werden. Folglich kann
die Bestimmung einen solchen Fall auch gar nicht erfassen.

Die Regelung in Â§ 37b Satz 2 SGB III kann auch nicht dahin gehend ausgelegt
werden, dass bei auf weniger als drei Monate befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnissen die
Pflicht zur Meldung als Arbeitsuchend mit Beginn der BeschÃ¤ftigung entsteht. Die
Meldepflicht nach Â§ 37b SGB III ist eine allgemeine Obliegenheit des Versicherten
aus dem VersicherungsverhÃ¤ltnis (vgl. BT-Drucks. 15/25, S. 31 in der
BegrÃ¼ndung zu Â§ 140 SGB III). Entgegen dem Wortlaut handelt es sich nicht um
eine Rechtspflicht, weil die Beklagte die frÃ¼hzeitige Arbeitssuche nicht erzwingen
kann. Stattdessen entstehen fÃ¼r den Versicherten bei NichterfÃ¼llung der
Meldepflicht aber Nachteile im Rahmen des Â§ 140 SGB III. TatsÃ¤chliche oder
angebliche Unkenntnis von dieser Rechtspflicht und die deswegen unterbliebene
Meldung sind damit als ein VerstoÃ� gegen eigene Interessen zu bewerten. FÃ¼r
die Verletzung der Obliegenheit des Â§ 37b SGB III ist es somit grundsÃ¤tzlich auch
unerheblich, ob dem Versicherten die Pflicht zur Meldung im konkreten Fall bekannt
war. Denn es gilt auch im ArbeitsfÃ¶rderungsrecht der Grundsatz, dass im
Allgemeinen zu erwarten steht, dass Versicherte ihre Rechtspflichten kennen und
Unkenntnis hierÃ¼ber PflichtverstÃ¶Ã�e grundsÃ¤tzlich nicht entschuldigt. Dies
setzt aber voraus, dass sich die Pflicht, deren Nichtbeachtung zu Nachteilen (hier:
Minderung der LeistungshÃ¶he) fÃ¼hrt (Obliegenheit), der Vorschrift mit
hinreichender Deutlichkeit entnehmen lÃ¤sst. Daran fehlt es hier.

Zwar kÃ¶nnte die Vorschrift nach ihrem Wortlaut ("frÃ¼hestens") so verstanden
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werden, dass bei befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnissen eine Meldung auch spÃ¤ter als
drei Monate vor Beendigung erfolgen kann. In diesem Fall wÃ¼rde die Bestimmung
unproblematisch auch die ArbeitsverhÃ¤ltnisse erfassen, die auf weniger als drei
Monate befristet sind. In diesem Sinn wird die Vorschrift aber â�� wenn auch im
Hinblick auf ArbeitsverhÃ¤ltnisse mit einer lÃ¤ngeren Befristung â�� gerade nicht
verstanden. Vielmehr wird die Regelung mit guten GrÃ¼nden so interpretiert, dass
die Meldung bei befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnissen â�� ausnahmsweise â�� nicht
frÃ¼her ("frÃ¼hestens") als drei Monate vor dem Ablauf des ArbeitsverhÃ¤ltnisses
zu erfolgen braucht, sondern drei Monate vor dem sicheren Ablauf des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses zu erfolgen hat (vgl. Kruse in Gagel, SGB III, Â§ 37b RdNr. 12;
Eicher / Schlegel, a.a.O. Â§ 37b RdNr. 58; Rademacher in GK-SGB III, Â§ 37b RdNr.
18a).

Dies ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Â§Â§ 37b, 140 SGB III. Die Vorschrift
des Â§ 37b SGB III hat zum Ziel, die Eingliederung von Arbeitssuchenden zu
beschleunigen und damit Arbeitslosigkeit und Entgeltersatzleistungen der
Versichertengemeinschaft mÃ¶glichst zu vermeiden, bzw. die Dauer der
Arbeitslosigkeit zu verkÃ¼rzen. Die betroffenen Arbeitnehmer sollen sich deshalb so
frÃ¼h wie mÃ¶glich persÃ¶nlich beim Arbeitsamt (jetzt Agentur fÃ¼r Arbeit)
arbeitsuchend melden. Die Regelung fordert von den Betroffenen, dass sie sich
unverzÃ¼glich beim Arbeitsamt persÃ¶nlich melden mÃ¼ssen, wenn sie den
Zeitpunkt der Beendigung des VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses kennen. Die
Meldung hat persÃ¶nlich zu erfolgen, damit sofort mit dem Arbeitsamt eine
Vereinbarung Ã¼ber das gemeinsame Vorgehen erfolgen kann. Â§ 140 SGB III soll
die leistungsrechtlichen Folgen der Verletzung der Meldepflicht des Â§ 37b SGB III
regeln und sieht einen â�� pauschalen â�� Schadensausgleich der
Versichertengemeinschaft vor (BTDrs. 15/25, abgedruckt in Eicher / Schlegel, a.a.O.
Â§ 37b RdNr. 7; Â§ 140 RdNr. 8.). Eine Handhabung des Â§ 37b Satz 2 SGB III, dass
bei befristeten ArbeitsvertrÃ¤gen die Meldepflicht lediglich ab dem Zeitpunkt drei
Monate vor Beendigung â�� irgendwann â�� danach einsetzt, widersprÃ¤che dem
dargestellten Gesetzeszweck, der gerade darauf abzielt, die Eingliederung von
Arbeitssuchenden durch eine frÃ¼hzeitige Meldung als Arbeitsuchend zu
beschleunigen. Zudem ist kein Grund ersichtlich, der bei befristeten
ArbeitsverhÃ¤ltnissen eine Sonderbehandlung im Vergleich zur Regelung des Â§
37b Satz 1 SGB III rechtfertigen kÃ¶nnte, wonach die Meldepflicht bereits dann
einsetzt, wenn der betroffene Kenntnis vom Beendigungszeitpunkt seines
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnisses erlangt. Der dargestellte Gesetzeszweck kann
nur erreicht werden, wenn die Vorschrift des Â§ 37b Satz 2 SGB III â�� wie dargelegt
â�� dahin verstanden wird, dass die Meldung bei befristeten ArbeitsverhÃ¤ltnissen
drei Monate vor dem sicheren Ablauf des ArbeitsverhÃ¤ltnisses zu erfolgen hat
(siehe oben). Eine Meldung drei Monate vor Beendigung der BeschÃ¤ftigung ist aber
bei ArbeitsverhÃ¤ltnissen, die auf weniger als drei Monate befristet sind, nicht
mÃ¶glich. Zumindest jedoch wÃ¤re es widersprÃ¼chlich, bei befristeten
ArbeitsverhÃ¤ltnissen einerseits eine Meldung nach Ablauf von drei Monaten vor
Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses als verspÃ¤tet anzusehen, andererseits aber
die Vorschrift auch auf ArbeitsverhÃ¤ltnisse anzuwenden, die auf weniger als drei
Monate befristet sind, und mit einer widersprÃ¼chlichen Regelung kann keine mit
Rechtsnachteilen sanktionierte Obliegenheit begrÃ¼ndet werden.
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Damit liegen die Voraussetzungen des Â§ 140 SGB III fÃ¼r die vom Beklagten
verfÃ¼gte Minderung des Anspruches des KlÃ¤gers auf Alhi mangels Verletzung
des Meldeobliegenheit des Â§ 37b SGB III nicht vor, weshalb ihm ein Anspruch auf
ungeminderte Alhi im streitigen Zeitraum zusteht.

Die Berufung der Beklagten war daher mit der ausgesprochenen MaÃ�gabe
zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG,

Die Revision wird wegen grundsÃ¤tzlicher Bedeutung der entschiedenen
Rechtsfragen zugelassen.

Erstellt am: 10.05.2005

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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